
Nach dem Sturz  von Präsident  Wiktor 
Janukowitsch verkündete die neue ukrainische 
Führung, sich der Europäischen Union anzu-
nähern und das Assoziierungsabkommen mit 
der EU rasch zu unterzeichnen. Russland nahm 
den geflüchteten Präsidenten auf und begann, 
die Lage in der Ukraine zu destabilisieren: Die 
Krim wurde von russischen Söldnern besetzt, 
eine Volksabstimmungsfarce inszeniert, die 
Schwarzmeerinsel für unabhängig erklärt und 
ihre Eingliederung in die Russische Föderation 
de facto realisiert. Die Europäische Union re-
agierte zögerlich und verhängte bei der Tagung 
der Staats- und Regierungschefs im März über 
33 Personen Einreiseverbote und Kontosperren. 
Weitreichendere Sanktionen wurden – aus Rück-
sichtnahme auf die eigenen wirtschafts- und 
energiepolitischen Interessen – nicht beschlossen. 
Die Europäische Kommission wurde beauftragt, 
einen Plan für die Reduktion der Energieim-
portabhängigkeit insbesondere von russischem 
Gas und Öl zu erstellen. Die Union vermied es, 
unüberlegt gegen ihren größten Energielieferan-
ten vorzugehen. 36 % der Gasimporte, 31 % der 
Rohöl- und 30 % der Kohleimporte nach Europa 
stammen aus Russland. 40 % des von Russland 
gelieferten Gases werden über ukrainische Pipe-
lines transportiert. Die EU hat daher ein vitales 
Interesse an einer stabilen Ukraine.

Durch Abhängigkeit Hände gebunden

Die wirtschaftlichen Verflechtungen mit Russ-
land und die Energieabhängigkeit erschwe-
ren es Europa, für seine Prinzipien auf dem 
 internationalen Parkett einzustehen und wenn 

nötig auch umfangreiche Sanktionen gegen 
völkerrechtswidriges Vorgehen zu beschlie-
ßen. Allein die deutschen Exporte nach Russ-
land machten 2013 rund 36 Milliarden Euro 
aus. Der gesamteuropäische Güterexport betrug  
2012 123 Milliarden Euro. Im Vergleich dazu ex-
portierten die USA 2013 Waren im Wert von 8,1 
Milliarden Euro nach Russland. 

Europa hat nach der Banken- und Staatsschul-
denkrise mit einem geringen Wirtschaftswachs-
tum, hoher Arbeitslosigkeit und einer drohenden 
Deflation zu kämpfen. Unter diesen Vorzeichen 
ist eine kontinuierliche und zuverlässige Ener-
gieversorgung ein absolutes Muss. Eine bequeme 
Alternative zu russischem Gas scheint allerdings 
nicht vorhanden zu sein. Es ist ungewiss, ob die 
übrigen Gas produzierenden Länder rund um 
und in Europa (Norwegen, Algerien, Großbri-
tannien, Libyen) ausreichende Mengen fördern 
können, um die Importe aus Russland zu erset-
zen. Darüber hinaus existiert zwischen diesen 
Staaten und der EU derzeit kein entsprechend 
dimensioniertes Pipelinenetz in die Union. 

Eine andere Alternative für das russische Gas 
könnte verflüssigtes Erdgas (LNG) sein. Auf 
diese Variante setzt momentan Japan in großem 
Maßstab, um die Energie der nach Fukushima 
abgeschalteten Nuklearreaktoren zu kompen-
sieren. Allerdings kostet LNG rund 40 % mehr 
als herkömmliches Gas, da es im asiatisch-pa-
zifischen Raum schlicht ein höheres Preisni-
veau aufweist. Angesichts der ohnehin schon 
 angespannten Energiepreissituation wird daher 
der Ausbau der LNG-Infrastruktur – derzeit 

gibt es 22 LNG-Terminals mit einer Importka-
pazität von 190 Milliarden Kubikmeter – nur ein 
Standbein von vielen sein.

Ausweg: hohe Eigenversorgung 

In Anbetracht der ukrainischen Krise erscheint 
für den politischen Handlungsspielraum der EU 
eine möglichst hohe Eigenversorgung mit Ener-
gie ideal. Im Bereich fossiler Energieträger wird 
immer wieder für die Schiefergasförderung plä-
diert, da die Förderraten bei der konventionellen 
Gasgewinnung zusehends abnehmen. Dieses so 
genannte Fracking kann jedoch massiven ökolo-
gischen Schaden anrichten und wird gleichzeitig 
bei weitem nicht das Volumen wie jenes in den 
USA erreichen. Daher gewinnen saubere Ener-
gien aus Wasser, Wind, Sonne oder Biomasse an 
Bedeutung. Parallel dazu sind auch Maßnahmen 
zur Steigerung der Energieeffizienz nötig, womit 
letztlich Arbeitsplätze in der Union geschaffen 
werden und die heimische Wertschöpfung steigt. 
Die politische Unabhängigkeit kommt als Drauf-
gabe hinzu. Österreich nimmt bei den Erneuer-
baren zwar eine Vorreiterposition ein – diese de-
cken mehr als 70 % des heimischen Strombedarfs 
– andererseits werden 60 % der österreichischen 
Gasnachfrage durch Russland bedient.

Ein breit aufgestellter europäischer Energiemix 
mit einem besonderen Gewicht auf erneuerbaren 
Energien und Energieeffizienz sind unter diesen 
Vorzeichen ein Gebot der Stunde. Ob die An-
fang April 2014 von der Kommission angenom-
menen Energie- und Umweltbeihilfeleitlinien 
die richtigen Signale dafür setzen werden, bleibt 

abzuwarten. Ansonsten wird der Preis für die  
Tatenlosigkeit ein duckmäuserisches, an Bedeu-
tung verlierendes Europa sein.

Gas um jeden Preis?
Österreichs Haushalte und die Wirtschaft sind – wie jene in der ganzen EU – von Öl und Gas abhängig. Dass unsere Energieimporte 
zum Großteil aus instabilen Regionen stammen, sollte Anlass zum Überdenken unserer Versorgungsstrategie sein. 
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Deutsche Energiewende  
auf dem Prüfstand

Boden wird knapp
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Atomenergie weltweit 
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F a k t e n

Gaskonsum der EU-28 im Jahr 2013

462 Mrd. m3 
≈ Bodensee mal 10

Grösste Anteile:
33  %  Selbstversorgung 
27  %  Russland 
23  %  Norwegen 
8  %  Algerien 

Gaskonsum Österreich im Jahr 2013

8,3 Mrd. m3 

≈ 2,4 Mio. Heissluftballons

Rohölkonsum der EU-27 im Jahr 2012

743 Mrd. L  
≈ Wörthersee

Grösste Anteile:
31  %  Russland 
26 %  Afrika 
16  %  Mittlerer Osten 
11  %  Norwegen 

Rohölkonsum Österreich im Jahr 2012

15 Mrd. L
≈ Olymp. Schwimmbecken mal 6.000

EU-27 Energieimportabhängigkeit 
im Jahr 2011
41,4  %  Feste Brennstoffe 
67,0 % Gas
84,9  % Erdöl und Erdölerzeugnisse
53,8  %  Gesamt
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»Ausstieg aus Kohle und Atomenergie 
ist machbar und ökonomisch sinnvoll.«
Die deutsche Energiewende steht immer wieder in der Kritik. Über die Kosten, den deutschen Atom-Ausstieg und notwendige begleitende Maßnahmen 
sprach denk.stoff mit der Wirtschaftsforscherin Claudia Kemfert.

Welche Lehren ziehen Sie aus der deutschen 
Energiewende? 

Cl audia Kemfert:  Die Energiewende ist 
sehr wichtig, der Umstieg weg von Kohle und 
Atom hin zu erneuerbaren Energien ist mach-
bar und ökonomisch wie ökologisch sinnvoll. 
Allerdings gibt es auch Stolpersteine. Es genügt 
nicht, aus der Atomenergie auszusteigen und die 
erneuerbaren Energien zu fördern. Wenn man 
nicht gleichzeitig mit weiteren klimapolitischen 
Instrumenten wie höheren CO2-Preisen gegen-
steuert, droht die Gefahr, dass noch mehr Kohle-
kraftwerke gebaut werden, wie es in Deutschland 
derzeit der Fall ist. Zudem sollte man verstärkt 
auf das Energiesparen setzen, die energetische 
Gebäudesanierung voranbringen und im Be-
reich Mobilität konsequent auf Alternativen zu  
Öl setzen. Da sind wir erst am Anfang.  
Auch Österreich kann derartige Potentiale nut-
zen. 

Deutschland zieht sich aus der Atomenergie 
zurück. Wodurch wird diese Strommenge 
ersetzt? Wie vorausschauend ist diese Stra-
tegie? 

Cl audia Kemfert:  Die restlichen Atom-
kraftwerke, die derzeit noch am Netz sind, kön-
nen problemlos in den kommenden Jahren vom 

Netz genommen werden. Derzeit hat Deutsch-
land einen massiven Stromangebotsüberschuss. 
Der Ersatz der Atomkraft erfolgt im Wesent-
lichen aus erneuerbaren Energien, Kraft-Wär-
me-Kopplung und einem auf Dezentralität 
ausgerichteten Stromsystem. Diese Strategie ist 
sehr vorausschauend, da wir uns ohnehin von 
fossilen Energien verabschieden und verstärkt 
auf innovative Energieformen und das Energie-
sparen setzen müssen. 

Die Industrie beklagt die hohen Energie-
preise in Europa. Haben mittlerweile die 
Energiekosten die Lohn-Stückkosten als 
Hauptindikator für internationale Konkur-
renzfähigkeit abgelöst? 

Cl audia Kemfert:  Nein! Die Lohnkosten 
sind sehr viel höher! Der Industrie geht es blen-
dend. Sie profitiert von der Energiewende durch 
neue Aufträge, zudem sind die Strom-Börsen-
preise so niedrig wie nie. Die Aluminiumbran-
che hat kürzlich öffentlich zugegeben, dass sie 
Profiteur der Energiewende ist. Genauso geht es 
anderen Branchen. Das Lamentieren über hohe 
Energiekosten hat weniger mit Strompreisen, als 
mit immer weiter steigenden Preisen für Öl und 
Gas zu tun. Diese schaffen aber übrigens auch 
mehr Anreize für Innovation und das Energie-
sparen. 

Die beste Energie ist die, die ich nicht brau-
che. Was darf die Kilowattstunde Energie-
einsparung kosten, um noch ökonomisch 
sinnvoll zu sein? 

Cl audia Kemfert:  Die Kosten für Ener-
gieeinsparung sind in Wahrheit Investitionen, 
die Wertschöpfung und Arbeitsplätze hervor-
bringen. Für jeden Einzelnen lohnen sich diese 
Investitionen sowieso, da Energiekosten einge-
spart werden, auch wenn Amortisationszeiten 
variieren können. Die Preise für fossile Energien 
werden auf jeden Fall steigen, sodass jede Inves-
tition, die den Verbrauch fossiler Energien ver-
mindert, gut ausgegebenes Geld ist. 

Gretchenfrage: Einspeisetarife oder Investi-
tionsförderung? 

Cl audia Kemfert:  Eindeutig Einspeiseta-
rife. Sie schaffen mehr Planungssicherheit für 
Investoren, kontrollieren die Kosten, sorgen für 
Innovationen und haben einen entscheidenden 
Vorteil: Sie müssen nicht über den  Staatshaushalt 
bewilligt werden. Im Zuge klammer öffentlicher 
Kassen ist das ein entscheidender Vorteil. Wenn 
man in Deutschland die Energiewende nur über 
die Investitionsförderung erreichen wollte, sie 
würde scheitern – an fehlender Förderung durch 
Sparmaßnahmen im Finanzhaushalt. 

»Das Lamentieren über hohe 
Energiekosten hat weniger 

mit Strompreisen, als mit im-
mer weiter steigenden Preisen 

für Öl und Gas zu tun.«

Claudia Kemfert leitet die Abteilung  
„Energie, Verkehr, Umwelt“ am Deutschen 

Institut für Wirtschaftsforschung.

Das vollständige Interview 
 finden Sie auf www.oekosozial.at

 z a h l e n . s t o f f

Vor 18 Jahren,
verpflichtete die Europäische Kom- 
mission im Zuge der BSE-Krise 
Großbritannien dazu, alle Rinder, 
die älter als 30 Monate waren, zu 
schlachten und zu vernichten. Rund  
vier Mio. Tiere waren betroffen. 

Der Energieverbrauch privater 
Haushalte ist in Österreich von 
1990 bis 2010 um 

18 %
gestiegen.

i n t e r v i e w

Die von der Republik Österreich 
übernommenen Altlasten für die 
Hypo Alpe Adria belaufen sich nach 
derzeitigen Schätzungen auf etwa   
18  Milliarden Euro. 
Der österreichische EU-Beitrag be-
trägt im Vergleich dazu 2,9 Milliar-
den Euro. 

In der afrikanischen Republik  
Sambia kommen auf 1000 Ein-
wohnerInnen rund 

18 PKW.
Österreich hat 506 und Andorra 
927 PKW je 1000 EinwohnerInnen.

Rund 18 Barrel 
Erdöl je 1000 EinwohnerInnen wer-
den im Jahr im südpazifischen Neu-
kaledonien verbraucht, Österreich 
liegt bei etwa 11 Barrel und Singa-
pur – noch vor den USA und den  
Golfstaaten – bei über 66 Barrel. 

Mit Jahresbeginn 2014 trat Lettland als   

18. Land
der Eurozone bei.

18 
ist neben Null die einzige Zahl, die 
dem Doppelten ihrer Quersumme 
entspricht.

Derzeit sind rund 

18 % 
der österreichischen Bevölkerung 
65 Jahre oder älter. 

Andrä 
Rupprechter
Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft

1. Ist Europa 2030  
 atomkraftfrei?

Eine aktuelle Studie der TU Wien zeigt, 
dass ein atomkraftfreies Europa mit 
gleichzeitigem Erreichen der Klimaziele 
machbar ist. Mein Ziel ist ein Europa ohne 
Kernkraftwerke – davon müssen wir auch 
andere überzeugen. Bis dahin müssen wir 
die Sicherheit verbessern.

2.  Was ist realistischer: mehr Erneuer- 
  bare oder mehr Energieeffizienz? 

Angesichts der Ressourcenbegrenzt-
heit und der dringenden Notwendigkeit 
CO2-Emissionen zu reduzieren ist klar, dass 
eine Energiewende nur bei gleichzeitiger 
Forcierung der Energieeffizienz und des 
Einsatzes erneuerbarer Energie möglich 
ist. Ein zukunftsfähiges Energiesystems 
setzt sowohl höchstmögliche Energieeffi-
zienz als auch die nachhaltige Nutzung 
regenerativer Energiequellen voraus!

3. Ist der Ausbau von Wasserkraft  
 in Österreich noch möglich? 

Wasserkraft liefert wichtige erneuerbare 
Energie und steht für etwa 60 % der hei-
mischen Stromerzeugung. Ich setze mich 
sowohl für die Aufwertung vorhandener 
Wasserkraftwerke, als auch für ökologisch 
sinnvolle zusätzliche Standorte ein. So 
können wir unser Energiesystem umwelt-
gerecht ausbauen.

3  f r a g e n  a n …

Fast 57  Prozent  der Absolventen öffent-
licher Universitäten in Österreich sind Frauen 
und auch bei den Maturanten haben Schülerin-
nen mit 58 Prozent die Nase vorn. An den Un-
ternehmensführungen im Land ist dieser Trend 
völlig vorbei gegangen. Die Geschäftsführun-
gen der Top-200-Unternehmen sind zu 94 Pro-
zent in Männerhand. Und in den Aufsichtsräten 
liegt der Männeranteil bei 86 Prozent.

Für Marit Hoel vom Center for Corpora-
te Diversity in Oslo ist der geringe Anteil von 
Frauen in den Chefetagen eine ökonomische 
Frage, Gleichberechtigung ist für sie kein Ar-
gument. Innovation ist – das belegen die Er-
fahrungen der Nordic 500 (der größten 500 Un-
ternehmen in den nordeuropäischen Ländern) 
– unmittelbar mit der Diversität der Personen in 
den Führungsebenen verknüpft. Sie vergleicht 
Diversität mit einem Eisberg: An der sichtbaren 
Spitze sind Kategorien wie Geschlecht, Alter, 
ethnische Herkunft, Sprache, die an sich kei-
ne Garantie für Innovation darstellen. Jedoch 
sind erfolgreiche Firmen durch Diversität in 
den Denkprozessen, Fähigkeiten, Überzeugun-
gen, Talenten, Werten und Perspektiven ihrer 
Mitarbeiter gekennzeichnet. Diese Charakte-
ristika sind nicht sichtbar, hängen aber statis-
tisch mit den sichtbaren Kategorien zusammen. 

„Für global agierende Firmen ist Diversität ein 

 entscheidender Erfolgsfaktor. Die norwegischen 
Unternehmen haben die Wirtschaftskrise auch 
genau deshalb schneller überwunden als andere.“ 
Die Vorteile einer höheren Frauenbeteiligung in 
den Chefetagen sieht auch Ulrike Baumgart-
ner-Gabitzer, Vorstandsvorsitzende der Austri-
an Power Grid: „Die Wirtschaft braucht Frauen. 
Es liegt aber auch an den Frauen, sich in den 
Kampf um Führungspositionen zu begeben. 
Denn es ist ein Kampf.“

In Norwegen wurde 2003 gesetzlich vor-
geschrieben, dass in den Aufsichtsräten bör-
sennotierter Unternehmen 40 Prozent Frauen 
sitzen müssen. Der damalige konservative Wirt-
schaftsminister Ansgar Gabrielsen legte den 
Gesetzesentwurf vor. Das Parlament stimmte 
mit großer Mehrheit für die entsprechende Än-
derung im Aktienrecht, das drastische Sank-
tionen vorsieht. Bei Nichterfüllen der Quote 
wird im Extremfall das Unternehmen aufgelöst. 
Zahlreiche Kommentatoren prophezeiten ein 
Einbrechen der norwegischen Wirtschaft, den 
Rückzug der Firmen von der Börse in Oslo und 
ein Abwandern ins Ausland. Nichts davon ist 
passiert. Zehn Jahre später ist Norwegen immer 
noch eines der reichsten Länder, die Wirtschaft 
wächst und kein einziges Unternehmen wurde 
aufgelöst. Heute sind Frauen aus den norwegi-
schen Chefetagen nicht mehr wegzudenken. In 

85 Prozent aller Aufsichtsräte und in 77 Prozent 
der Geschäftsführungen der großen norwegi-
schen Unternehmen ist zumindest eine Frau 
vertreten. Obwohl es in Schweden keine Quoten 
gibt, ist der dortige Anteil von Frauen in Füh-
rungspositionen mit den norwegischen Zahlen 
vergleichbar. Ein Vergleich mit Österreich löst 
hingegen bei der Norwegerin Hoel ungläubiges 
Kopfschütteln aus. „Firmen, die die Ressourcen 
von Frauen nicht nützen, sind dumm. 

Um eine ähnliche Beschleunigung bemüht 
sich nun auch die deutsche Bundesregierung. 
Bei Neubesetzungen in Aufsichtsräten bör-
sennotierter Unternehmen muss bei unseren 
Nachbarn ab 2016 einen Frauenanteil von min-
destens 30 Prozent erfüllt werden. Wird diese 
Quote nicht erreicht und der frei gewordene 
Posten nicht mit einer Frau nachbesetzt, muss 
er frei bleiben. Derzeit gibt es auch auf euro-
päischer Ebene Vorstöße für eine Frauenquote, 
die ab 2020 in den Leitungsorganen börsenno-
tierter europäischer Unternehmen einen Frau-
enanteil von mindestens 40 Prozent verwirk-
lichen soll. Wenn diese Bestrebungen in einer 
Richtlinie enden, müsste auch Österreich eine 
Frauenquote festlegen. Wenn nicht, dann pro-
gnostiziert Marit Hoel einen weiterhin schlep-
penden Anstieg von Frauen in wirtschaftlichen  
Führungspositionen.

g r u n d . s t o f f

In der Europäischen Union  betrei-
ben 14 der 28 Mitgliedstaaten Nuklearkraft-
werke. Die  insgesamt 132 Reaktoren liefern 
rund 30 % des in der EU produzierten Stroms. 
Einige dieser Staaten erwägen derzeit den Aus-
bau der Atomkraft, weil sie Nuklearenergie für 
eine leistungsstarke, emissionsarme Alternati-
ve zu Strom aus fossilen Energieträgern halten. 

Allen voran forciert Großbritannien  gemeinsam 
mit der Visegrád-Gruppe – bestehend aus Un-
garn, Tschechien, Slowakei und Polen – den 
Leistungsausbau. Gleichzeitig bemüht sich die 
Gruppe auch um die Förderung von Nuklear-
energie auf europäischer Ebene. 

Kürzlich wurde die Erweiterung des Kernkraft-
werks Hinkley Point in Großbritannien be-
schlossen und ein garantierter, inflationsange-
passter Mindest-Abnahmepreis für 35 Jahre mit 
dem französischen Energiekonzern Électricité 
de France vereinbart. Inwieweit es EU-wett-
bewerbsrechtlich  legal ist, die Differenz zum 
Marktpreis durch die Steuerzahler überweisen 
zu lassen, wird derzeit von der Kommission ge-
prüft. Frankreich setzt schon seit Jahrzehnten 
auf die Kernspaltung und hat momentan den 
weltweit höchsten Nuklearanteil in seiner Elekt-
rizitätserzeugung (73 %). Im Gegensatz dazu hat 

– auf der anderen Seite des Rheins – Deutsch-
land die „Energiewende“ eingeläutet.

Der eigentliche Boom der Atomenergie findet 
aber anderswo statt. Auf dem asiatischen Kon-
tinent ist das Nuklearzeitalter gerade erst an-
gebrochen – 57 Reaktoren sind aktuell in Bau. 
Allein  China plant die Errichtung von 28 neuen, 
die Russische Föderation von 10 und Indien von 
6 Reaktoren. Derzeit weist China einen Nuklea-
ranteil von etwas über 2 % an der Gesamtstrom-
produktion auf – das wird sich rasch ändern.

Österreich hat sich vor 35 Jahren 
gegen die Nutzung der Atom-
energie entschieden. Deutsch-
land hat den schrittweisen 
Atomausstieg bis 2022 beschlos-
sen. Doch viele andere Staaten 
sehen immer noch die Nuklear-
energie als Zukunftstechnolo-
gie. denk.stoff macht eine Be-
standsaufnahme.

d e n k . s t o f f : s t a t i s t i k

In der Beilage zu dieser Ausgabe  
finden Sie kompakt die wichtigsten  

Daten und Fakten rund um 
 Atomkraft. Machen Sie sich ein Bild  

von der aktuellen Entwicklung.

Strahlende  
Zukunft?
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Erfolgsfaktor Frau?
In Österreich gibt es viele hoch qualifizierte Frauen. Dennoch sind die Spitzen funktionenin der Wirtschaft zum über-
wiegenden Teil mit Männern besetzt. Warum das ein wirtschaftliches Problem ist, erklärte die Norwegerin  Marit Hoel 
bei der Veranstaltung „Quote, Qual und Qualität“ des  Öko sozialen  Forums Anfang April.



Morgen wird heute gestern sein.  
E in Lesebuch zur Nachhaltigkeit 

Ausgehend vom Mahatma-Gandhi-Zitat „Sei du selbst die 
Veränderung, die du dir wünschst für diese Welt“ hat das 
Forum Umweltbildung ein Lesebuch zur Nachhaltigkeit her-
ausgegeben. In „Morgen wird heute gestern sein“ finden sich 
kurze Geschichten, Gedichte, Songtexte und Zitate. Sie alle 
sollen den Begriff Nachhaltig erfahrbar machen, ohne ihn in 
den Mittelpunkt zu stellen. Das Buch eignet sich sehr gut für 
SchülerInnen und kann vor allem im Unterricht gut einge-
setzt werden. Aber auch für alle anderen ist es empfehlenswert. Vielleicht weil auch  
ein Stück Kindheit von uns allen enthalten ist: Pippi Langstrumpf war mit ihrem „Ich 
mach mir die Welt, wie sie mir gefällt“ schon eine echte Vorreiterin für Nachhaltigkeit. 

Taschenbuch: 114 Seiten | Herausgeber: FORUM Umweltbildung im Umweltdachverband, 2013 
ISBN: 978-3-900717-74-2  | Preis: EUR 8,00

Nachhaltig leben. Bewusst  
kaufen, s innvoll  verwenden.  
Alternativen zum Wegwerfen 
Susanne Wolf 

Eigentlich gibt es mittlerweile viel zu viele davon: Ratgeber 
für ein nachhaltiges Leben. Wenn wir uns aber unsere aktu-
elle Lebensweise ansehen, sind sie anscheinender notwendi-
ger denn je. Ja, man kann mit dem eigenen Konsumverhal-
ten einen Beitrag zu einer „besseren“ Welt leisten. Davon ist 
auch Susanne Wolf überzeugt. Ihr Buch gibt Tipps und Anregungen für alle Bereiche 
des privaten Alltags. Ob beim Einkauf von Lebensmitteln und so genannten Lifestyle-
produkten oder der Anschaffung von Einrichtungsgegenständen, ob bei Arbeiten im 
Haushalt oder bei der Gestaltung unserer Freizeit, überall ergeben sich Gelegenhei-
ten, Aspekte des Umweltschutzes und ethische Wertvorstellungen zu berücksichtigen. 
Und das ganz ohne Einschränkung der Lebensqualität. Jeder und jede kann aus den 
gebotenen Vorschlägen das Passende auswählen und selbst entscheiden, wie weit er 
oder sie gehen kann bzw. will, um unsere Welt ein bisschen besser zu machen.

Gebundene Ausgabe: 160 Seiten | Herausgeber: Verein für Konsumenteninformation, 2013  
ISBN-13: 978-3-990130-28-5  | Preis: EUR 14,90
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Das Einkaufszentrum  mit dem gro-
ßen Parkplatz, die Reihenhaussiedlung und 
die neue Umfahrungsstraße; das alles braucht 
Platz. Dieser Platz steht für anderes nicht mehr 
zur Verfügung, schon gar nicht mehr für den 
Anbau von Lebensmitteln. Im Gewerbepark 
kann in den Leerstand eine neue Firma einzie-
hen, wieder ein Weizenfeld daraus zu machen 
ist fast ein Ding der Unmöglichkeit.

In Österreich werden täglich 22,4 ha Boden 
für Verkehr, Gebäude, Infrastruktur und Frei-
zeitzwecke verbraucht. Pro Jahr ist das die Flä-
che der Stadt Salzburg. Ein Viertel davon wird 
versiegelt und dadurch verlieren die Böden sämt-
liche biologischen Funktionen wie die Speiche-
rung von CO2 und Wasser. Häufig werden be-
sonders ertragreiche Böden verbaut. Österreich 
gehört zu den am stärksten zersiedelten Län-
dern Europas, der Flächenverbrauch pro Kopf  
ist bei uns doppelt so hoch wie in Deutschland. 

Versiegelte Flächen nehmen zu 

37 % der Gesamtfläche Österreichs sind für 
Siedlungs- und Verkehrstätigkeiten sowie 
für die Landwirtschaft verwendbar. Bezo-
gen auf den Dauersiedlungsraum nehmen die 
 versiegelten Flächen mehr als 6 % ein. Etwa die 
Hälfte aller neu errichteten Wohnbauten sind 
Einfamilienhäuser. Diese machen mittlerweile 
drei Viertel der zwei Millionen Gebäude in Ös-
terreich aus. Es wird eindeutig in die Breite ge-
baut, nicht in die Höhe oder Tiefe. Gleichzeitig 
nehmen in Österreich die ungenutzten Indus-
trie-, Gewerbe- und Wohnbrachflächen zu. 
Bereits vor zehn Jahren schätzte das Umwelt-
bundesamt den Zuwachs an Brachflächen 
(ohne Wohnbrachflächen) auf 11 km2 im Jahr.

Das Problem spiegelt sich auch auf europäischer 
Ebene wider. „Laut der Europäischen Umwel-
tagentur haben sich seit den 1950er Jahren die 
Stadtflächen in der EU um 78 % vergrößert. Die 
Bevölkerungszahl ist aber nur um 3 % gestie-
gen. Durch die Flächenversiegelung gehen täg-
lich 275 ha Boden dauerhaft verloren. Im Jahr 
sind dies 1.000 km2, womit alle zehn Jahre eine 
Fläche in der Größe von Zypern zusammen-
kommt“, skizziert die Europaabgeordnete Eli-
sabeth Köstinger die Dimension des Bodenver-
lusts, „abgesehen von der Flächenversiegelung 
ist auch die Verschlechterung der Bodenquali-
tät in Europa ein ernsthaftes Problem. Die EU 
muss dazu beitragen, dass sich die Bodenquali-
tät weiter verbessert, kann aber nur ergänzend  
zu lokaler und nationaler Ebene agieren.“

Brauchen auch Boden anderswo

Fast alle Güter – Lebensmittel, Tierfutter, 
Textilien oder Brennstoffe –, die wir in der EU 
verbrauchen, benötigen Boden. Durch den Im-
port dieser in anderen Ländern und Erdteilen 
produzierten Güter beanspruchen wir auch Bo-
den in anderen Teilen der Welt. 60 % der für 
den europäischen Bedarf notwendigen Flächen 
befinden sich heute außerhalb der EU. Dieses 
als Landimport bezeichnete Phänomen übt zu-
sätzlichen Druck auf Agrarflächen in anderen 
Regionen aus. „Der Zugang zu fruchtbaren 
Böden ist Basis für Friede, Stabilität und die 
Sicherheit der Menschen“, machte Monique 
Barbut, Generalsekretärin der UN-Konvention 
zur Bekämpfung der Wüstenbildung, bei ihrem 
Besuch in Wien deutlich. Ein verantwortungs-
voller und langfristig ausgelegter Zugang zum 
Thema Boden ist auch angesichts des Klima-
wandels überfällig.

g r u n d . s t o f f

Der Boden wird knapp
Fruchtbarer Boden ist eine wichtige Basis. Oft wird aber mit dieser Grund-
voraussetzung für menschliches Leben sehr unüberlegt umgegangen. 

Denk.stoff. Das ist die neue Zeitung 
des Ökosozialen Forums. Wir haben viele 
gute Ideen, die die Welt ein Stück besser 
machen (könnten). Aber wir brauchen Un-
terstützer. Wir brauchen Sie. Darum wollen 
wir Ihnen drei Mal im Jahr denk.stoff liefern 
und sie für unsere Ideen begeistern. In un-
serer ersten Ausgabe widmen wir uns dem 
Thema Energie. 

Dass fossile Energie von gestern ist, ist 
schon lange kein Geheimnis mehr. Man 
kann sagen: „Öl ist Macht. Solange der 
Vorrat reicht.“ Auch die Atomkraft ist kei-
ne Zukunftsenergie und darf unter keinen 
Umständen unter dem Deckmantel des Kli-
maschutzes gefördert werden. Das wäre ein 
Rückschritt hoch zwei. Um zu veranschauli-
chen, wie viele Länder noch Atomkraftwer-
ke im Einsatz haben, liegt unserer Ausgabe 
eine Übersicht bei. 

Die vor kurzem von der Europäischen Kom-
mission präsentierten Leitlinien für die 
staatlichen Förderungen von erneuerba-
ren Energien sind unzureichend. Die neue 
Leitlinie hat eine Verschlechterung der 
Möglichkeiten zur Förderung erneuerbarer 
Ökostromproduktion zur Folge. Die Kom-
mission plant hingegen eine Verbesserung 
der Fördermöglichkeiten für fossile Energi-
einfrastruktur.

Es ist auch bedauerlich, dass die regionale 
Ebene und die spezifischen Bedingungen 
in den Regionen so wenig Berücksichtigung 
finden. Regionale Betriebe haben häufig 
nicht die finanziellen Ressourcen, um sich 
an großen Ausschreibungen zu beteiligen. 
Der Trend hin zu einer dezentralen Ener-
gieversorgung wird in den Leitlinien nicht 
ausreichend berücksichtigt, dadurch kann 
die positive Entwicklung gehemmt werden. 
Genau das darf allerdings nicht der Fall 
sein. Es ist viel mehr wichtig, dass alle Mit-
gliedsländer die regionalen Gegebenhei-
ten berücksichtigen und die Energiewende 
selbst steuern können.

Denkanstoß
von Stephan Pernkopf,  
Präsident des  
Ökosozialen Forums
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Bodencharta 2014

Auf Initiative des Ökosozialen Forums unterzeichneten neun weitere Organisationen 
– Klimabündnis, Gemeindebund, Ministerium für ein lebenswertes Österreich, Land-
wirtschaftskammer Österreich, Umweltbundesamt, die Österreichische Hagelversi-
cherung, Handelsverband, Bundesforschungszentrum für Wald und b5-corporate soil 
competence – die Bodencharta 2014. Alle Organisationen bekennen sich damit dazu, 
den massiven Bodenverbrauch stoppen und die Ressource Boden nachhaltig schützen 
zu wollen. Auch die Generalsekretärin der der UN-Konvention zur Bekämpfung der 
Wüstenbildung (UNCCD) Monique Barbut und die Abgeordnete zum Europäischen 
Parlament Elisabeth Köstinger waren bei der Unterzeichnung dabei.
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Förderung nachhaltiger
Waldwirtschaft


